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Die mit dem XI. Parteitag der SED gestellten Aufgaben zur 
politischen und ökonomischen Entwicklung der sozialisti
schen Gesellschaft sind mit der weiteren Gestaltung der 
Rechtsgrundlagen und ihrer qualifizierten Umsetzung ver
bunden.1 Daraus ergibt sich für die Gerichte u. a. die Ziel
stellung, auch mit der wirksamen Anwendung des Strafrechts 
zum Schutz der sozialistischen Staats- und Gesellschaftsord
nung entsprechend den konkreten Bedingungen beizutragen 
und die Verwirklichung der ökonomischen Strategie zu un
terstützen. Unter diesem Aspekt ist die Zusammenarbeit zwi
schen der Rechtspraxis und der Wissenschaft, vorrangig der 
Rechtswissenschaft, zu qualifizieren, zielstrebig weiterzu
entwickeln und langfristig zu gestalten. Für die verantwor
tungsbewußte Handhabung von Recht und Gesetz zum 
Schutze des Staates und der Rechte seiner Bürger, die Festi
gung der sozialistischen Demokratie und die Verwirklichung 
der Menschenrechte ist die enge Verbindung von Wissen
schaft und Rechtspraxis unerläßlich.

Die Zusammenarbeit von Wissenschaft und Praxis auf 
dem Gebiet des Strafrechts ist kein Neuland. Die guten Er
fahrungen und Erfolge in den zurückliegenden Jahren zeigen, 
daß sich die Strafrechtswissenschaft stärker auf praxiswirk
same Ergebnisse orientierte. Sie wirkte z. B. an der Ausar
beitung von Gesetzen und anderen rechtlichen Regelungen, 
an Untersuchungen zur Wirksamkeit der Strafrechtsprechung 
und an analytischen Arbeiten mit und gestaltete die Ausbil
dung von Studenten praxisnah. In enger Zusammenarbeit 
mit der Rechtspraxis trug die Strafrechtswissenschaft damit 
zur weiteren Ausgestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft und der ihr immanenten Rechtsgarantien in un
serem Lande bei. Das bestätigt die Feststellung, daß „Praxis
bezogenheit und Praxiswirksamkeit ein entscheidender Maß
stab für wissenschaftliche Qualität “2 sind.

Die Zusammenarbeit von Strafrechtswissenschaft und 
Rechtsprechung trug dazu bei, Gesetzlichkeit und Rechtssi
cherheit weiter zu festigen und die Menschenrechte zu ver
wirklichen. Auf dieser Grundlage wurde die Rechtsprechung 
der Gerichte beim zuverlässigen Schutz der Macht der Arbei
ter und Bauern, der Souveränität der DDR, der territorialen 
Integrität, der > Grenzen und Transitwege sowie bei der Ge
währleistung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit noch 
wirksamer gestaltet. Die Gerichte haben mit ihrer Tätigkeit 
die ökonomische Strategie der Partei der Arbeiterklasse mit 
dem Ziel unterstützt, die Einheit von Wirtschafts- und So
zialpolitik kontinuierlich fortzuführen, den Leistungswillen 
der Werktätigen zu fördern und das Volkseigentum sowie die 
Volkswirtschaft vor Verlusten zu bewahren. Ausdruck der 
erfolgreichen Zusammenarbeit von Rechtspraxis und Straf
rechtswissenschaft ist auch der weitere Ausbau des Schutzes 
von Leben und Gesundheit der Bürger, ihres persönlichen 
Eigentums sowie der Garantien für die Realisierung der 
Rechte der Bürger.

Inhalt und Formen der Zusammenarbeit

Die Arbeit im Bereich der Rechtswissenschaft und Rechts
praxis hat zu neuen Fragestellungen, Lösungsvorschlägen 
und perspektivischen Überlegungen geführt. Bewährt hat 
sich dabei die Bemühung, die wissenschaftlichen Erkennt
nisse und praktischen Erfahrungen miteinander zu vereini
gen und gezielt zur Lösung herangereifter Aufgaben einzu
setzen. So beteiligten sich an der ersten wissenschaftlichen 
Beratung des Kollegiums für Strafrecht des Obersten Ge
richts Strafrechtswissenschaftler u. a. an der Diskussion über 
die Bewertung der Pflichtenlage bei fahrlässiger Schuld im 
Zusammenhang mit der Entwicklung des wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts und der wachsenden Verantwortung 
der Werktätigen und über die Bestimmung eines bedeuten
den wirtschaftlichen Schadens i. S. des § 167 StGB sowie Ab
grenzungsfragen zu anderen Tatbeständen.* 2 3

Gegenstand der zweiten wissenschaftlichen Beratung des 
Kollegiums für Strafrecht mit Vertretern der Strafrechts

wissenschaft war die Anwendungspraxis der Strafen ohne 
Freiheitsentzug. Sie diente der Vorbereitung einer Plenar
tagung des Obersten Gerichts zu dieser Thematik und hatte 
das Ziel, die gewachsene Kraft der sozialistischen Gesellschaft 
zu nutzen, um noch differenzierter und damit effektiver auf 
Rechtsverletzer einzuwirken. Beraten wurden insbesondere 
die Sachkomplexe
— Anwendung und Ausgestaltung von Strafen ohne Frei

heitsentzug,
— Ausgestaltung der Bewährung am Arbeitsplatz,
— Ausspruch der Geldstrafe als Haupt- und Zusatzstrafe.4

Von besonderer Bedeutung und praktischer Aktualität war
die dritte wissenschaftliche Konferenz des Straf- und Mili- 
tärkollegiums des Obersten Gerichts am 25. Juni 1987, die 
zur weiteren theoretischen Durchdringung des Beweisrechts 
im sozialistischen Strafverfahren beigetragen hat und die 
Neufassung der Beweisrichtlinie mit vorbereitete.5 6 Dazu 
wurde gemeinsam mit Vertretern der Rechtswissenschaft eine 
Dokumentation der Entscheidungen und der Literatur erar
beitet.® Die Ergebnisse dieser praktische und theoretische 
Probleme umfassenden Diskussion wurden der Neufassung 
der Richtlinie für die gerichtliche Beweisaufnahme und 
Wahrheitsfindung zugrunde gelegt, haben ihr praktisches 
und wissenschaftlich-theoretisches Niveau mitbestimmt und 
damit eine wichtige Grundlage für eine höhere Qualität der 
Rechtsprechung geschaffen.

Die Forderung nach noch konsequenterer Verbindung von 
Theorie und Praxis auch im Strafrecht ist notwendig, um die 
Wissenschaftlichkeit der Rechtsprechung weiter auszuprägen. 
Sie setzt u. a. eine gründliche Analyse voraus.7 Im zentralen 
Forschungsplan der Gesellschaftswissenschaften der DDR 
wurde daher die Forderung an die Strafrechtswissenschaft 
erhoben, die vielfältigen praktischen Erfahrungen der Ju
stizorgane zu analysieren und in Verbindung damit die theo
retischen Arbeiten zur Vervollkommnung und Verwirkli
chung des sozialistischen Strafrechts zu vertiefen.

Hauptergebnisse bisheriger Zusammenarbeit

Die Forschungsaufgaben wurden zwischen den zentralen Ju
stizorganen und dem Vorsitzenden des Rates für staats- und 
rechtswissenschaftliche Forschung an der Akademie der Wis
senschaften der DDR so abgestimmt, daß sie der weiteren 
Qualifizierung der Kriminalitätsbekämpfung und -Vorbeu
gung dienen. Auf dieser Grundlage ergeben sich für die For
schung insbesondere folgende Schwerpunkte:
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